
Wir haben über unsere Verhältnisse gelebt“, lautet 
häufig die Begründung für Sparanstrengungen. 
Schuldenabbau im Interesse „unserer Kinder“ for-

dern Konservative wie Bundeskanzlerin Angela Merkel und So-
zialdemokraten wie Ex-Finanzminister Peer Steinbrück gleicher-
maßen. Aber hat die deutsche Gesellschaft in den letzten 20 
Jahren seit der Wiedervereinigung tatsächlich über ihre Verhält-
nisse gelebt? Haben wir in Deutschland ein Schuldenproblem? 
Und ist Deutschland an der Eurokrise unschuldig? Die Antwort 
auf alle diese Fragen lautet: Nein. Im Folgenden wollen wir 
diese Antwort erläutern und skizzieren, warum dennoch eine 
Reduktion der Staatsschulden sinnvoll ist. Die Antwort ist klar: 
Schuldenprobleme verstärken Verteilungsprobleme. 

Lebt Deutschland über seine Verhältnisse? 

Der staatliche Schuldenstand lag in Deutschland 2007 bei ca. 
1,5 Billionen Euro. In der Krise ist er angewachsen und liegt 
mittlerweile bei ca. 1,7 Billionen Euro. Die absolute Höhe der 
Schulden verrät zum einen aber nicht, ob eine Gesellschaft 
überschuldet ist. Es wird oft unterschlagen, dass der Staat 
über Vermögen verfügt, das nach der jüngsten Studie des 
DIW (Bach 2010) immer noch höher ist als der Schuldenstand. 
Zum anderen kam es erst nach dem Ausbruch der von den 
Finanzmärkten ausgelösten Krise zu einem Anstieg der Staats-

schulden. Hinzu kommt, dass wir unseren Kindern ja nicht nur 
die staatlichen Schulden hinterlassen, sondern vor allem das, 
was man als Generationenerbschaft (Hauser 2004) bezeichnet 
– unsere Ersparnisse, mehr oder weniger intakte Infrastruktur. 
Diese Ersparnisse sind beträchtlich. So verfügten die privaten 
Haushalte bei der letzten diesbezüglichen Untersuchung 2009 
über ein Nettovermögen – also abzüglich aller Schulden – von 
7,4 Billionen Euro. Dieser Umstand ist nicht verwunderlich: 
Schulden der einen sind immer Guthaben der anderen (siehe 
auch Abbildung 1).

So lautet das Fazit des Autors der DIW-Studie, Stefan Bach, 
auch, dass „die häufig beschworene intergenerative Belas-
tung durch die Staatsverschuldung in Deutschland kein Pro-
blem ist“. Deutschland hat demnach also kein gesamtge-
sellschaftliches Schuldenproblem, sondern wenn, dann ein 
Staatsschuldenproblem. Staatsschuldenprobleme sind aber 
vor allem Verteilungsprobleme.

Schuldenbedingtes Verteilungsproblem

Denn die aus Staatsschulden resultierenden Zinserträge ver-
teilen sich äußerst ungleich. 20 Prozent der Bevölkerung 
verfügen über mehr als 80 Prozent des Gesamtvermögens, 
während 60 Prozent gemeinsam weniger als 3 Prozent des 
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Gesamtvermögens besitzen (Frick und Grabka 2009 bzw. 
Abbildung 2). Ein wesentlicher Teil des Vermögens der Be-
sitzenden sind nun Staatsanleihen. Die obersten 20 Prozent 
erhalten deshalb auch den mit Abstand größten Anteil staat-
licher Zinszahlungen. Gleichzeitig schränken steigende Zins-
zahlungen die Handlungsfähigkeit des Bundes und der Län-
der ein. Streeck (2010) weist zum Beispiel darauf hin, dass 
die 2005 geleisteten Zinszahlungen des Bundes etwa dem 
Haushaltsdefizit entsprachen. Kurz: Sämtliche neuen Schul-
den begleichen lediglich die Zinsen der Altschulden. Dies hat 
zur Folge, dass staatliches Handeln gerade in den Bereichen 
eingeschränkt wird, die Ungleichverteilungen der Marktein-
kommen entgegenwirken können.

Diese Ungleichverteilung wird in Deutschland zudem weder 
durch Vermögenssteuern noch durch die progressive Gestal-
tung der Einkommenssteuer ausgeglichen. Aus vermögens-
bezogenen Steuern werden in Deutschland im OECD-Ver-
gleich kaum nennenswerte Einnahmen erzielt (OECD 2008). 
Und die progressive Einkommenssteuer macht nicht einmal 
ein Drittel des gesamten Steuer- und Abgabenvolumens aus. 
Der größte Block sind hier indirekte Steuern wie Mehrwert- 
und Energiesteuern, die tendenziell degressiv wirken: Sie 
belasten Einkommensschwache verhältnismäßig stärker als 
Menschen mit höheren Einkommen (Beimann et al. 2011). 

Im Ergebnis führt diese Struktur des deutschen Steuersystems 
dazu, dass auf der Einnahmenseite kaum umverteilt wird, 
sondern nur ausgabenseitig über Transfer- und Infrastruk-
turleistungen. Wer also die Staatsschulden vordringlich aus-

gabenseitig zu reduzieren sucht, verringert damit zwar das 
schuldenbedingte Verteilungsproblem, schafft gleichzeitig 
aber andere, möglicherweise noch problematischere Vertei-
lungsprobleme – schlechtere Gesundheitsvorsorge, schlechtere 
Bildungseinrichtungen, schlechtere Daseinsvorsorge inklusive. 
Der Wohlfahrtsstaat ist das „Vermögen der Besitzlosen“. In den 
vergangenen Jahren hat aber genau diese Entwicklung eines 
schleichenden Rückbaus des Wohlfahrtsstaates zur Aufteilung 
der Gesellschaft in „Chancenklassen“ (Meyer 2007) geführt. 
Diese treten neben die Besitzklassen. Solche Klassenbildung 
entsteht, da es unterschiedliche Zugänge zu den elementaren 
Lebenschancen bei Bildung, Gesundheit, Altersvorsorge und 
Vermögensverteilung gibt (vgl. dazu Ruhose und Stich 2010).

Deine Schulden, meine Guthaben

Aber wenn Deutschland nicht über seine Verhältnisse gelebt 
hat, wie ist die Situation in den anderen europäischen, ins-
besondere den sogenannten Krisenländern? Es ist tatsächlich 
so, dass ein Land wie Griechenland nicht „nur“ Staatsschul-
denprobleme, sondern auch volkswirtschaftliche Schulden-
probleme hat. Über ihre Verhältnisse lebt eine Volkswirtschaft 
nämlich dann, wenn sie mehr konsumiert als produziert und 
sich dafür beim Ausland verschuldet. Das ist bei Griechen-
land seit längerem der Fall.

Für Deutschland gilt das Gegenteil. Es ist nicht beim Ausland 
verschuldet, sondern einer der größten Nettogläubiger der 
Welt. Deutschland produziert seit Jahren mehr, als es konsu-
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Abbildung 1: 
Gesamtwirtschaftliche Vermögensbilanz: Staatsschulden, Staatsvermögen sowie privates Nettovermögen;  
* inkl. Pensionsrückstellungen, Versichungsguthaben etc. (vgl. Bach 2010)

Gesamtwirtschafliche Vermögensbilanz
(Stand 2009; Quelle DIW / Bach 2010) 
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miert, und exportiert die Differenz in Form von Leistungsbil-
anzüberschüssen. Zwischen Staaten gilt aber das Gleiche wie 
zwischen den Sektoren Staat, Wirtschaft und Privathaushal-
te: Die Überschüsse der einen sind die Defizite der anderen. 
Deutschland konnte im letzten Jahrzehnt nur deshalb mehr 
exportieren als importieren, weil andere Länder sich verschul-
det haben. 

Helmut Schmidt hat genau das in seiner Rede auf dem Bun-
desparteitag der SPD 2011 als „schwerwiegende Fehlent-
wicklung“ bezeichnet: „[A]lle unsere Überschüsse sind in 
Wirklichkeit die Defizite der anderen. Die Forderungen, die 
wir an andere haben, sind deren Schulden.“ 

Im europäischen Kontext hat Deutschland also nicht über, 
sondern unter seinen Verhältnissen gelebt. Die Löhne sind 
seit Mitte der 1990er Jahre weit hinter den jährlichen Pro-
duktivitätssteigerungen zurückgeblieben (Deggerich et al. 
2007). Die unteren Einkommensschichten mussten sogar 
Reallohnverluste hinnehmen. Die auf diese Weise gewon-
nenen Wettbewerbsvorteile sind aber nicht nachhaltig – sie 
können es aufgrund der auf diese Weise entstehenden Leis-
tungsbilanzungleichgewichte auch nicht sein. Vor Beginn der 
Währungsunion führten die deutschen Handelsüberschüsse 
zur Aufwertung der D-Mark und so zu einer relativen Ver-
schlechterung der deutschen Wettbewerbsfähigkeit. Die Un-
gleichgewichte wurden also abgebaut. Seit Einführung des 
Euro fehlt jedoch dieses Ventil. Die aktuelle Eurokrise ist des-
halb auch wesentlich auf die deutsche Lohnzurückhaltung 
zurückzuführen.

Einen Beitrag zur Stabilität der europäischen Währung und 
gleichzeitig zur Reduktion von Staatsschulden würde deshalb 
eine kombinierte Politik von Lohnsteigerungen – insbesonde-
re für untere und mittlere Einkommen – und Steuererhöhun-
gen – insbesondere für Vermögende und Spitzenverdiener 
– leisten. Das Schöne daran: Es wäre nicht nur wirtschaftlich 
vernünftig. Es wäre auch (verteilungs)gerecht. 

Fazit:  
Die Verteilungsfrage neu gestellt

Die aus der derzeitigen ökonomischen Situation resultieren-
den gesellschaftlichen Herausforderungen erfordern eine ge-
sellschaftliche Diskussion über eine langfristige Strategie, wie 
sie oben skizziert wird. In seinem aktuellen Buch wundert 
sich der britische Soziologe Colin Crouch über „das befremd-
liche Überleben des Neoliberalismus“ (Crouch 2011). Und 
tatsächlich ist nicht zu erkennen, dass die Regierungen einen 
solchen Politikwechsel vollziehen. 

Eine Politik, die durch Umverteilung Vermögenskonzentratio-
nen abbaut, würde die Gefahr reduzieren, dass es zu erneu-
ten Krisen kommt (Rajan 2010). Gleichzeitig schafft sie den 
notwendigen Konsolidierungsspielraum, der notwendig ist, 
um die ungerechte Staatsverschuldung zu reduzieren.

Und dennoch ist nicht absehbar, dass es zu einem Wandel in 
der Politik kommt. Der „Finanzstaatsstreich“ (Harvey 2009) hat 
dazu geführt, dass der Staat für die Verursacher der Finanzmarkt- 
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Abbildung 2: 
Individuelles Nettovermögen in Deutschland 2002 und 2007 (Quelle: Frick und Grabka 2009: 59)

Individuelles1 Nettovermögen nach Dezilen in Deutschland 2002 und 2007
Anteil am Gesamtvermögen in Prozent 
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krise, für Banken und Finanzinstitutionen, eingesprungen ist. In 
populistischer Erwartung signalisieren viele konservativ geführ-
te Regierungen im Euroraum nun die Bereitschaft, endlich bei-
spielsweise eine Finanztransaktionssteuer einzuführen. Ein Pla-
cebo, von dem noch nicht einmal sicher ist, dass es eingeführt 
wird. Placebo deshalb, weil der Beitrag der Krisenverursacher 
durch dieses singuläre Instrument gering ausfallen wird. Eine 
umfassende Politik für mehr Gerechtigkeit gelingt nur, wenn 
das befremdliche Überleben des Neoliberalismus durch gegen-
hegemoniale Praxen (Mouffe 2007) herausgefordert wird. 

Hier kann beim konservativ-liberalen Lager beobachtet wer-
den, wie mittels entsprechender Think-Tanks öffentliche 
Meinung erzeugt werden kann. Publikationen, Symposien 
und das zunehmende Politainment haben unseren „sozia-
len Grundkonsens“ (Mielke 2010) unterwandert. Mit einer 
umfassenden progressiven Gegenstrategie muss die Vertei-
lungsfrage neu gestellt werden. Es gilt zu überzeugen – aus 
Gründen der ökonomischen Vernunft und der gesellschaftli-
chen Verantwortung. Die im Aufbau begriffene Think-Tank-
„Infrastruktur“ progressiver und sozial-ökologischer Akteure 
in Deutschland kann in Ergänzung zu den bewährten Institu-
tionen der sozialen Demokratie gewiss Schlagkraft entfalten. 
Zudem kann die neu gestellte Verteilungsfrage altgediente 

gesellschaftliche Bündnisse progressiver Politik mit den „Vor-
feldorganisationen“ der sozialen Demokratie und den Ge-
werkschaften erneuern und wieder zusammenführen. 

Diese Form politischer Organisierung ist nicht zuletzt auch 
deshalb notwendig, weil der Mainstream ökonomisch-uni-
versitärer Forschung den hier ausgeführten Argumenten nur 
wenig aufgeschlossen gegenübersteht (vgl. zu den Gründen 
dafür Dobusch und Kapeller 2009). So wird es auch außer-
universitärer Mobilisierung bedürfen, um jenen Politikan-
sätzen zum Durchbruch zu verhelfen, die aufgrund unserer 
Analyse dringend geboten scheinen: eine verteilungsgerech-
te Reduzierung der Staatsschulden durch einnahmenseitige 
Strategien – über höhere vermögensbezogene Steuern oder 
die Erhöhung des Spitzensteuersatzes. Kombiniert mit konse-
quentem Vorgehen gegen Steuerflucht und Steueroasen kann 
dies nicht nur Ungerechtigkeiten beseitigen, sondern auch zur 
Schuldenreduktion beitragen. Diese Maßnahmen hätten den 
geringsten negativen Effekt auf die aggregierte Nachfrage, 
weil sich bei Wohlhabenderen Steuererhöhungen nicht un-
mittelbar auf den Konsum auswirken, sondern zumindest teil-
weise zu einer Reduktion der Sparquote führen. Gerade in der 
Krise ist das ein entscheidender Aspekt von Konsolidierungs-
maßnahmen (vgl. dazu auch Schieritz 2011).
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